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Dr. Gerhard Engel (Braunschweig)
Die offene Gesellschaft und ihre neuen Feinde

Unsere Kriege sind im Grunde Religionskriege; es sind
Kriege zwischen rivalisierenden Theorien darüber, wie
eine bessere Welt geschaffen werden kann.

Karl R. Popper1

I.  Das Ende der Geschichte?
Beginnen wir mit einer historischen Be-
trachtung. Angenommen, wir sollten eine
Geschichte des Zwanzigsten Jahrhunderts
schreiben: Welche herausragenden Ereig-
nisse müssten wir nennen? Zunächst wohl
den Ersten Weltkrieg; er wirkte sich gra-
vierend auf die internationale Machtver-
teilung aus. Mit Ausnahme der USA, die
erst im April 1917 in den Krieg eintraten
und ihn dadurch entschieden, wurden alle
beteiligten Großmächte geschwächt: Eng-
land, dessen maritim begründete Weltgel-
tung seitdem bis in die Siebziger Jahre hin-
ein kontinuierlich abnahm; Russland, das
zunächst in den Wirren der Oktoberrevo-
lution versank; Deutschland, das neben
den wirtschaftlichen Kriegsfolgen und
dem Verlust seiner Kolonien auch hohe
Reparationslasten zu tragen hatte; und
schließlich das Kaiserreich Österreich-
Ungarn, das nach großen territorialen Ein-
bußen von der politischen Landkarte ver-
schwand.2

Als zweite Epochenzäsur würden wir wohl
das Ende des Zweiten Weltkriegs im Jah-
re 1945 werten. Damals wurde nicht nur
das Ende des Dritten Reiches besiegelt,
sondern auch das Ende des expansioni-
stischen japanischen Kaiserreichs;3  außer-
dem ist dieses Datum mit dem Abwurf
der ersten beiden (und bisher einzigen)
Atombomben sowie mit dem unüberseh-
baren und bis heute währenden Aufstieg

der USA zur führenden Weltmacht ver-
bunden.4

Als drittes epochales Ereignis dieses Jahr-
hunderts werden künftige Historiker ver-
mutlich die friedlich verlaufene Öffnung
der Grenzen des ehemaligen Ostblocks im
Jahre 1989 und die mit ihr verbundene Im-
plosion des Warschauer Paktes und der
ihn tragenden Volkswirtschaften ansehen.
Hier wurden auf fast immer unblutige Wei-
se demokratische Legitimitätsgrundlagen
etabliert und mehr oder weniger große
Schritte auf dem Weg zu einer marktwirt-
schaftlichen Öffnung der Wirtschaft un-
ternommen. Damit wurde der im Jahr 1917
aufgebrochene Systemwettbewerb zwi-
schen Kapitalismus und Sozialismus zu-
gunsten marktwirtschaftlicher Ordnungen
entschieden.
Obwohl es noch manche Besorgnisse
gibt, die sich etwa auf die neu entstande-
nen Länder im ehemaligen Jugoslawien
beziehen, sehen viele Menschen optimi-
stisch in die Zukunft. Am Anfang des 21.
Jahrhunderts verbreitet sich das Gefühl,
wiederum sei ein folgenreicher politischer
Irrweg verlassen worden; es zeichne sich
eine Zukunft ab, die von technologischem
Fortschritt und Freihandel, von wachsen-
dem weltweiten Wohlstand und von einer
Ausbreitung des „demokratischen Frie-
dens“5  geprägt sein werde. In der wis-
senschaftlichen Politikberatung begann
sogar das Schlagwort vom „Ende der Ge-
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schichte“ zu kursieren. Dieser Begriff des
amerikanischen Politikwissenschaftlers
Francis Fukuyama steht für seine These,
dass der geschichtliche Suchprozess nach
einer Gesellschaftsform, die Freiheit, wirt-
schaftliche Effizienz und Moral optimal
miteinander vermittelt, mit den demokra-
tisch verfassten Marktwirtschaften des
Westens an sein Ende gekommen sei.
Künftig könne es allenfalls noch darum
gehen, wie eine demokratische und markt-
wirtschaftliche Ordnung im Einzelnen aus-
gestaltet sein müsse; erledigt sei hingegen
die Frage, ob solche Ordnungen legitim
seien und daher angestrebt werden soll-
ten.6

Nach den Ereignissen des Jahres 1989
dürften sich insbesondere zwei Denker be-
stätigt gefühlt haben, die auf die politischen
Verwerfungen des Jahrhunderts mit zen-
tralen Publikationen reagiert haben: Karl
Popper und Friedrich August von Hayek.
Beide analysierten in ihren Schriften die
intellektuellen Schwächen der Ideologien,
die nach ihrer Auffassung für die politi-
schen Katastrophen bis 1945 verantwort-
lich waren; und beide haben den Umbruch
des Jahres 1989 noch miterleben können.7

Karl Popper kritisierte in seinen Werken8

vor allem den Glauben, „dass die Ge-
schichte als Ganzes sich nach bestimm-
ten Naturgesetzen entwickeln würde oder
nach einem nicht vom Menschen gemach-
ten Plan verlaufe und ein Ziel habe“9 , und
dass es darüber hinaus Individuen gebe,
die von diesem Ziel wissen können. Für
diese Auffassung führte Popper die Be-
zeichnung Historizismus ein. Wenn der
Historizismus wahr wäre, dann gäbe es
Individuen oder „Klassen“ von Individu-
en mit einem Wissen, das die Richtigkeit
politischer Entscheidungen verbürgte.

Denn wer wissen kann, welche Richtung
„die Geschichte“ nehmen wird, der könnte
natürlich das Ruder des Staatsschiffs
rechtzeitig in die richtige Richtung dre-
hen10  – zum Wohle aller.
Doch dieser historizistische Glaube be-
ruht nach Popper auf angemaßtem Wis-
sen. Das zeige schon ein Blick auf die Na-
tur des Wissens selbst: Da der Fortgang
der Geschichte erheblich vom Fortschritt
des Wissens abhängt, und weil wir nicht
prognostizieren können, was wir morgen
erst wissen werden (denn dann wüssten
wir es ja heute schon), können wir keine
wissenschaftlich seriösen Aussagen über
den Fortgang der Geschichte machen.11

Dieser einfache Sachverhalt hindere jedoch
die Menschen nicht daran, ihre Mitmen-
schen glauben zu machen, dass sie über
ein solches Wissen verfügen. Von Platon
bis zur leninistischen Avantgarde der Ar-
beiterklasse diente der Historizismus zur
Begründung eines politischen Paternalis-
mus – also der Auffassung, andere wüss-
ten besser als wir selbst, was für uns gut
ist, und dürften dies im Namen der an-
geblich erkannten Wahrheit auch gegen
uns politisch durchsetzen.

Friedrich August von Hayek steuerte mit
seinem Buch „Der Weg zur Knecht-
schaft“12  einen anders akzentuierten Bei-
trag zur intellektuellen Bewältigung der
politischen Diktaturen des 20. Jahrhunderts
bei. Seine Aufmerksamkeit galt weniger
den geistigen Wegbereitern der antidemo-
kratischen Kräfte als vielmehr den uner-
kannten und schon deshalb gefährlichen
Nebenwirkungen wirtschaftspolitischer In-
terventionen. Man müsse nicht unbedingt
Historizist oder ein Feind der Demokratie
sein, um die Errungenschaften von Frei-
heit und Wohlstand zu gefährden. Es ge-
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nüge schon, in bester Absicht gesellschaft-
liche Zielzustände anzusteuern. Da jedoch
die Komplexität der Gesellschaft eine ein-
fache Verbindung von Absicht und Erfolg
fast immer vereitle, fühle sich nach ent-
sprechenden Misserfolgen jeder Politiker
dazu ermuntert, die Regelungsintensität zu
verstärken, um doch noch zum Ziel zu
kommen. Und damit befinde man sich
bereits auf der schiefen Ebene, an deren
Ende die ungewollte Abschaffung der
Demokratie steht. Kurz: „Der Weg zur
Knechtschaft“ sei mit zahlreichen gut ge-
meinten sozialpolitischen Interventionen
gepflastert.

Die modernen westlichen Gesellschaften
haben die von Popper und Hayek analy-
sierten Herausforderungen zumindest bis-
her intellektuell und institutionell ausrei-
chend bewältigt. Intellektuell gesehen sind
die alten Feinde der offenen Gesellschaft
zu einer marginalen Größe geschrumpft:
Politisch gesehen kommen sie über eine
Randexistenz nicht hinaus,13  und wirt-
schaftspolitisch gesehen ist der tendenzi-
ell antidemokratische Interventionismus
der Einsicht gewichen, dass gesellschaft-
liche Steuerung in manchen Bereichen
schwieriger als erwartet, in anderen Be-
reichen sogar gänzlich unmöglich ist. Das
bedeutet: Nicht mehr der prozesspoliti-
sche Weg des Interventionismus, sondern
der ordnungspolitische Weg des Ordo-
Liberalismus erscheint allein noch offen.14

II.  Übersehene politische Wasserschei-
den des 20. Jahrhunderts
Aber daraus dürfen wir nicht schließen,
dass es von nun an keine Feinde der offe-
nen Gesellschaft mehr geben wird. Schließ-
lich sind demokratische Gesellschaften
noch immer nicht die Regel; und wir müs-

sen leider feststellen, dass die historische
Durchsetzung der offenen Gesellschaft ein
von den Fachwissenschaften theoretisch
noch immer nicht befriedigend aufgear-
beitetes „Wunder“ ist – und daher von
uns auch nicht beliebig herbeigeführt wer-
den kann.15  Darüber hinaus ist jede Er-
rungenschaft von Voraussetzungen abhän-
gig, deren Fortbestand wir zwar wünschen,
aber nicht garantieren können – schon des-
halb, weil wir die Voraussetzungen unse-
rer erfolgreichen Handlungen nicht voll-
ständig kennen (können).16  Gewiss – die
Feinde der offenen Gesellschaften sind in
ihnen heute in der Minderheit; und wer
glaubt schon noch ernsthaft an zivilisato-
rische Brüche, die den Weg in eine besse-
re Zukunft gefährden könnten? Doch auch
die Nationalsozialisten spielten in den frü-
hen 1920-er Jahren nur eine marginale
Rolle;17 und um 1910 glaubten ebenfalls
viele Menschen an eine lichtvolle Zukunft,
die von technologischem Fortschritt und
Freihandel, von wachsendem Wohlstand
und der zunehmenden Einsicht in die öko-
nomische Kontraproduktivität des Krie-
ges geprägt sei.18 Daher müsste und könn-
te er durch eine kluge (Balance-)Politik der
großen Mächte und durch den Ausbau des
Freihandels (heute: der Globalisierung)
vermieden werden.19

Wir haben jedoch erfahren müssen, so
könnte der Skeptiker sein Plädoyer fort-
setzen, dass sich dieses optimistische
Szenario leider nur um den Preis (vorerst)
zweier Weltkriege erfüllt hat – und das sei
ein eher paradoxer als optimistisch stim-
mender Tatbestand. Daher sei es keines-
wegs sicher, dass der künftige Fortschritt
der Menschheit zu geringeren humanitä-
ren Kosten zu haben sein wird. Ferner
müsse man bedenken, dass sich die Welt-
bevölkerung im vergangenen Jahrhundert
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verdreifacht habe. Doch schon die Kapi-
talausstattung, um all diese Menschen an-
gemessen ernähren, kleiden und behausen
zu können, habe mit dem Bevölkerungs-
wachstum nicht Schritt gehalten. Armut
jedoch sei (wie schon in den späten Zwan-
ziger Jahren in Europa) ein Resonanzbo-
den für radikale Ideologien, die hinter den
schon erreichten kognitiven und normati-
ven Horizont entwickelter Länder drama-
tisch zurückfallen. Zwar seien arme und/
oder despotisch regierte Länder langfri-
stig nicht überlebensfähig, kurzfristig
könnten sie jedoch beachtlichen politi-
schen Schaden anrichten; und selbst ent-
wickelte Länder seien gegen zivilisatori-
sche Rückfälle gewaltigen Ausmaßes nicht
gefeit – wie Deutschland nach 1932 be-
wiesen habe.20

Im Übrigen müssen wir nach Auffassung
des Skeptikers an der obigen eurozentri-
schen Aufzählung von Schlüsselereignis-
sen des 20. Jahrhunderts wichtige Ergän-
zungen vornehmen. Zunächst wird er die
Liste der Nachwirkungen des Ersten Welt-
kriegs um den Zusammenbruch des Os-
manischen Reiches ergänzen wollen. Mit
ihm endete die türkische Herrschaft über
zahlreiche arabische Länder – allerdings
nicht zugunsten ihrer politischen Selbstän-
digkeit, sondern zugunsten einer britischen
Mandatsherrschaft. Gegen diese erneute
Fremdherrschaft entwickelte sich vor al-
lem religiös begründeter Widerstand. Ein
Beispiel ist die im Jahre 1928 in Ägypten
gegründete Muslimbruderschaft. Sie war
zu Beginn eine eher philanthropische Ge-
meinschaft, die islamische Moralvorstel-
lungen gegen die säkularistischen Tenden-
zen der britischen Mandatsmacht und (!)
der modernisierungswilligen ägyptischen
Bourgeoisie verteidigen und verbreiten
wollte.21  Die Herausforderungen der Mo-

dernisierung, die äußeren Umstände der
Fremdherrschaft sowie die spezifische
Verbindung von Moral und Politik inner-
halb der islamischen Theologie22  führten
dann aber (der Skeptiker würde sagen:
notwendigerweise) zur Radikalisierung
der Muslimbrüder, die zunächst in der Er-
mordung des ägyptischen Premiermini-
sters Nuqrashi Pascha im Jahre 1948 gip-
felte.
Die bald danach erreichte nationale Un-
abhängigkeit Ägyptens änderte an den
Einstellungen und Aktivitäten der Muslim-
brüder nichts. Schon der Begriff „natio-
nale Unabhängigkeit“ war in ihren Augen
ein unislamisches Zugeständnis an den
westlichen Säkularismus und an die west-
liche Idee des Nationalstaates. Länder, die
sich nicht religiös, sondern durch eine
nationale Idee definieren, würden jedoch
in „Unwissenheit“ verharren; aufrichtige
Muslime dürften daher deren Regierungen
stürzen, sofern die sich nicht dazu durch-
ringen können, „islamischen Gesetzen“ zu
folgen – also die staatlichen Rechtsver-
hältnisse am Koran und der islamischen
Rechtstradition, der Scharia, auszurich-
ten. Trotz wachsenden Verfolgungsdrucks
konnten die Aktivitäten der Muslimbrüder
daher nicht eingedämmt werden. Im Ge-
genteil: Staatliche Repression trug zur wei-
teren Delegitimierung nationalistisch be-
gründeter arabischer Regimes bei.23

Dieser theologisch begründete Widerstand
gegen eine religionsneutrale Begründung
politischer Identität verlegt den Ausweg,
islamistische Bewegungen lediglich als eine
Variante der Befreiungsbewegungen der
Dritten Welt zu verstehen, deren Ziele mit
einem Regimewechsel und der politischen
Unabhängigkeit einzelner Staaten erreicht
wären. Die Umma, also die Glaubensge-
meinschaft des Islams, definiert sich ge-
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rade nicht national, sondern transnational,
und sie versteht die Gestaltung von Staat
und Gesellschaft gerade nicht als säkula-
re, sondern als religiöse Aufgabe. Das Ziel
der Muslimbruderschaft ist daher auch
unverändert – nämlich „die Errichtung ei-
ner islamischen Gesellschaftsordnung,
deren oberster Souverän nur Gott allein
sein könnte“.24  Es muss kaum betont
werden, dass diese gesellschaftspolitische
Zielvorstellung mit den (westlichen) Ide-
en der Volkssouveränität sowie der Mei-
nungs- und Religionsfreiheit unvereinbar
ist, wie sie sich als Konsequenz aus den
als unlösbar erkannten religiösen Konflik-
ten der europäischen Geschichte heraus-
gebildet haben.

Als weiteres epochales Ereignis würde un-
ser Skeptiker der obigen Liste den Sechs-
tagekrieg des Jahres 1967 hinzufügen. Am
5. Juni 1967 führte Israel einen wohlvor-
bereiteten und taktisch brillanten Präventiv-
schlag gegen die ägyptische Luftwaffe und
danach auch gegen die ägyptische Armee
auf der Sinai-Halbinsel durch. Am 9. Juni
ging man auch gegen die syrischen Ein-
heiten auf den Golan-Höhen vor. In nur
sechs Tagen besetzten israelische Trup-
pen die ganze Sinaihalbinsel, den Gaza-
streifen, das Westjordanland, Ost-Jerusa-
lem und die syrischen Golanhöhen. Israel
sprengte damit den Belagerungsring, der
sich mit der Sperrung des Hafens von Eilat
und den Truppenmassierungen an seinen
Grenzen zu schließen drohte. Die zahlen-
mäßig weit überlegenen arabischen Ar-
meen waren den mit westlicher Techno-
logie, westlichen Führungsgrundsätzen
und moderner Taktik operierenden israe-
lischen Verbänden nicht gewachsen.25

Auch hier sind es wieder die unbeabsich-
tigten Folgen des Krieges, die für unser

Thema interessant sind. Denn Israel er-
oberte nicht nur Land und nicht nur hoch-
rangige muslimische Heiligtümer; es
brachte auch nicht nur Hunderttausende
von Palästinensern im Westjordanland, in
Jerusalem und im Gazastreifen unter is-
raelische Militärverwaltung und veranlasste
weitere Hunderttausende zur Flucht. Der
Krieg führte der Welt vielmehr drastisch
vor Augen, dass die islamischen Gesell-
schaften politisch, wirtschaftlich, techno-
logisch, organisatorisch und daher auch
militärisch entscheidend hinter den Westen
zurückgefallen waren26  – und dies, ob-
wohl alle islamischen Länder inzwischen
ihre nationale Unabhängigkeit erlangt hat-
ten. Islamische Länder galten fortan nicht
mehr als ernstzunehmende Gegner in der
Konkurrenz der Kulturen. Die besondere
historische Bedeutung des Sechstagekrie-
ges liegt darin, diesen Tatbestand der in-
ternationalen politischen Öffentlichkeit mit
bisher ungewohnter Deutlichkeit vor Au-
gen geführt zu haben.
Natürlich könnte man auch den zweiten
Nahostkrieg von 1956 mit seinem endgül-
tigen Zusammenbruch westlicher Herr-
schaft im Nahen Osten als welthistorisch
bedeutsames Datum gelten lassen.27  Der
dritte Nahostkrieg von 1967 hat jedoch
aus zwei Gründen eine noch höherrangi-
ge Bedeutung. Zum einen verlor mit der
militärischen Niederlage der sozialistisch
dominierte panarabische Nationalismus
von Gamal Abdel Nasser zugunsten eines
panislamischen Gemeinschaftsdenkens
an integrativer Kraft. Seitdem versucht sich
die islamische Welt (bisher erfolglos) als
einheitlicher politischer Akteur zu etablie-
ren. Schon 1969 wurde die erste Islami-
sche Weltkonferenz nach Rabat einberu-
fen, um zwischen der Ersten Welt (der
Atlantischen Gemeinschaft) und der Zwei-
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ten Welt (dem Ostblock) einen „Dritten
Weg“ zwischen Kapitalismus und Sozia-
lismus, eine spezifische „Ordnung des Is-
lams“ zu finden. Damit trat ein nicht na-
tional oder ideologisch, sondern religiös
motivierter politischer Akteur in die Welt-
politik ein.28

Zum anderen änderten sich nach dem
Sechstagekrieg sowohl die Methoden als
auch die Ziele des Kampfes gegen Israel
– den Vorposten des Westens im Nahen
Osten. Im Jahre 1968 versuchte eine Grup-
pe von Terroristen, mit Hilfe einer Geisel-
nahme der OPEC-Ölminister in Wien
„eine klarere Verpflichtung der arabischen
Staaten zur Vernichtung Israels zu erzwin-
gen“.29  Viele arabische Staaten folgten
einer entsprechenden Politik jedoch nicht
mit der von den Radikalen gewünschten
Entschlossenheit. Im Gegenteil: Zwischen
Ägypten und Israel kam es im Jahre 1979
zu einem Separatfrieden, der dem Grund-
satz „Land gegen Frieden“ folgte.30  Ra-
dikale Akteure, deren Ziel nicht der Frie-
den mit Israel, sondern die Zerstörung von
Israel ist, konnten danach offenbar nicht
mehr auf die wirksame Unterstützung
durch arabische Staaten zählen, sondern
mussten an die Umma, die islamische
Weltgemeinschaft appellieren – eines der
vielen Zeichen (und Gründe) für die Ero-
sion staatlicher Strukturen, wie sie in den
unterentwickelten Regionen zunehmend
beobachtet werden kann.31 Sowohl die mit
dem Westen kooperierenden arabischen
Regime als auch der israelfreundliche
Westen wurden so zu einer Zielscheibe
islamistischer Umsturzbestrebungen. Da
Israel (und damit der Westen insgesamt)
sich durch konventionelle Streitkräfte als
unbesiegbar erwiesen hatte, musste man
ihm (und damit dem Westen insgesamt)
mit den klassischen Mitteln des Unterle-

genen beizukommen versuchen – dem
Terror.32

Die internationale Ausweitung des Terrors
als Methode des politischen Kampfes ver-
band sich mit einer schon damals syste-
matisch angelegten und immer noch un-
terschätzten Ausweitung des Ziels: Alle
Staaten, die Israel unterstützen, werden in
islamistischer Perspektive zu Kombattan-
ten und damit zu potentiellen Terrorzielen.
Mehr noch: Eine endgültige Beseitigung
der Quelle der Bedrohung islamischen Ter-
ritoriums und islamischer Heiligtümer
kann in islamistischer Perspektive nur
durch die endgültige Beseitigung des
„Hauses des Krieges“ (Dar al-Harb) ge-
lingen – nämlich durch die Unterwerfung
auch der nicht-muslimischen Menschen
(also aller Menschen) unter die Rechts-
regeln und die Religion des Islams. Denn
der Islam versteht sich eben nicht nur als
ein Glaube unter vielen anderen, sondern
als krönender Abschluss der Abfolge mo-
notheistischer Weltreligionen, die ihrerseits
als Überwindung abergläubischer Polythe-
ismen gesehen werden: Er ist konzeptio-
nell gesehen „ein Glaube für die gesamte
Menschheit“33  – und damit das ideologi-
sche Fundament eines neuen Weltherr-
schaftsanspruchs.
Islamismus und Fundamentalismus sind
Doktrinen, in denen Ziel und Mittel dieses
Kampfes formuliert sind. Das Ziel des Is-
lamismus ist (wie das des Kommunismus)
die Weltherrschaft – diesmal nicht unter
Rotem, sondern unter Grünem Banner.34

Der Fundamentalismus dagegen ist die
Methode (genauer: eine der Methoden),
wie die verloren gegangene Weltherrschaft
des Islams wieder errungen werden
kann.35 Er folgt aus einer zutreffenden Dia-
gnose und einem ungeeigneten Therapie-
vorschlag. Die auch von vielen Muslimen
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geteilte Diagnose besteht darin, dass die
islamischen Gesellschaften in der Konkur-
renz der Kulturen zurückgeblieben sind,
und zwar auch und gerade auf humanitär
relevanten Gebieten.36  Die Therapie be-
steht in der Strategie, durch Rückbesin-
nung auf die Fundamente des Glaubens
die innere Einheit der Umma und damit
die einst errungene Vorrangstellung des
Islams wieder zu gewinnen: „Wie es am
Anfang gewesen war, so sollte es wieder
sein.“37  Die Rückeroberung der seit 1948
an Israel verloren gegangenen Gebiete gilt
in vielen islamistischen Gruppierungen da-
bei als Etappenziel auf dem Weg der
Wiedererringung der weltweiten Vorrang-
stellung des Islams:38

„... wenn die Muslime ihren Vorvätern des 7.
Jahrhunderts folgten, das heißt genau deren Ta-
ten nachvollzögen, errängen sie wieder ihre an-
gestammte Stellung bei Gott, sowohl in der Welt
als auch im Jenseits. Aber die große Frage lau-
tet: ‚Wie kann ein Stück Geschichte buchstaben-
getreu wiederholt werden?’ Der einzige Sinn, den
diese Aussage ergeben kann, ist der, dass die
Muslime im 20. Jahrhundert genau das vollzie-
hen und anordnen müssen, dessen moralische
und spirituelle Dimension jener des Handelns der
Muslime im 8. und 9. Jahrhundert entspricht.“39

Das bedeutet: Pferd und Säbel sind in-
zwischen zwar dem Düsenjet und dem
Teppichmesser gewichen, doch die „mo-
ralische und spirituelle Dimension“ des
Verhaltens kann unverändert aus der Tra-
dition übernommen werden: Es gelte, Re-
geln und gesellschaftliche Ordnungsvor-
stellungen nicht zu erfinden, sondern
wiederzufinden, wenn man die Unterlegen-
heit islamischer Gesellschaften überwin-
den möchte.40

Plötzlich und unerwartet haben die offe-
nen Gesellschaften also neue Feinde be-
kommen. Aber was folgt daraus? Folgt

aus der Rückkehr der Religionen41  eine
ernsthafte Bedrohung der westlichen, sä-
kularen und humanitären Errungenschaf-
ten, oder ist der islamistische Terror nur
ein vorübergehendes Phänomen, das die
These Fukuyamas vom Ende der Ge-
schichte nicht widerlegt? Dieser Frage
wollen wir uns nun zuwenden.

III. Die islamische Herausforderung:
Huntingtons Perspektive

Das tiefere Problem für den Westen ist nicht
der islamische Fundamentalismus. Das tiefe-
re Problem ist der Islam, eine andere Kultur,
deren Menschen von der Überlegenheit ihrer
Kultur überzeugt und von der Unterlegenheit
ihrer Macht besessen sind.

Samuel Huntington42

Im Jahre 1993 erschien in der Zeitschrift
„Foreign Affairs“, dem außenpolitischen
Diskussionsforum amerikanischer Ent-
scheidungseliten, ein Aufsatz mit dem Ti-
tel „The Clash of Civilizations“. Bemer-
kenswert an diesem Aufsatz war vor al-
lem die erregte Diskussion, die seinem Er-
scheinen folgte. Der Autor, der Harvard-
Politologe Samuel Huntington, stellte sich
in ihm dem nach 1990 verbreiteten Kon-
sens-Optimismus entgegen, nach dem das
Goldene Zeitalter von Frieden und Wohl-
stand unmittelbar vor uns liege. Das Be-
wusstsein dafür, in Einer Welt zu leben
und für sie auf Grund gemeinsamer Er-
kenntnisse, Interessen und Ideale Verant-
wortung zu übernehmen, sei schon des-
halb nicht überall zu erwarten, weil sich
die Welt nach dem Ende des Kalten Krie-
ges anhand kultureller (und das bedeutet
für Huntington wie für Max Weber im We-
sentlichen: religiöser) Loyalitäten neu ord-
ne. Politische Konflikte erzeugten Solidari-
sierungseffekte, die nicht mehr wie im
Kalten Krieg nach ideologischer, sondern



 Aufklärung und Kritik, Sonderheft 13/2007 103

nach religiöser Nähe wirken würden. Ver-
einfacht gesagt: Vor 1990 halfen marxisti-
sche Regime marxistischen Regimen, nach
1990 helfen christliche Länder christlichen
Ländern und islamische Länder islami-
schen Ländern.43

Huntington fühlte sich durch die dem Auf-
satz folgende lebhafte (und durchaus nicht
nur negativ akzentuierte) Diskussion dazu
herausgefordert, eine ausführlichere Be-
gründung seiner Thesen auszuarbeiten, die
1996 unter dem Titel „Kampf der Kultu-
ren“ auch auf Deutsch erschien. In ihm
stellt er sich folgende Aufgabe:

„Das Buch ... versteht sich als eine Interpretati-
on der Entwicklung der globalen Politik nach dem
Kalten Krieg. Es will ... ein Paradigma für die
Betrachtung globaler Politik liefern, das für Wis-
senschaftler gehaltvoll und für die Macher der
Politik nützlich ist.“44

Die heftigen Reaktionen auf Huntingtons
Arbeiten ließen darauf schließen, dass hier
ein Tabu oder wenigstens ein Grundkon-
sens verletzt worden war – ein Konsens,
der von Hegel bis Fukuyama reicht und
mit Hegels Worten so beschrieben wer-
den kann: „Die Weltgeschichte ist der
Fortschritt im Bewusstsein der Freiheit –
ein Fortschritt, den wir in seiner Notwen-
digkeit zu erkennen haben.“45  Wir sind
nach Fukuyama in einer Situation, in der
ein Land nach dem anderen seine gesell-
schaftliche Organisation auf demokratisch
legitimierte Rechtsstaaten und Marktwirt-
schaften westlichen Typs umstelle; wir
hätten daher nichts weiter zu tun, als die-
sen quasi-naturgesetzlichen Vorgang nach
besten Kräften zu fördern oder uns ihm
wenigstens nicht entgegen zu stellen: Der
westliche Weg sei allein noch offen.
Huntington dagegen hält diese Sichtweise
für eine gefährliche Illusion.46  Andere
Kulturen würden die sich immer mehr ab-

zeichnende weltweite Durchsetzung west-
licher Wertvorstellungen mit Misstrauen
und Abwehr beantworten;47 der wirtschaft-
lich begründete Imperialismus früherer
Zeiten sei in der Sicht anderer Kulturen
jetzt einem Menschenrechts- und Werte-
Imperialismus gewichen, der in den Ziel-
ländern höchst unwillkommen und sogar
riskant sei. Die Kriege der Zukunft wür-
den daher aus der mangelnden Bereit-
schaft oder Fähigkeit der Staatsmänner
entstehen, eine globale Politik zu verfol-
gen, „die unterschiedliche kulturelle Wert-
vorstellungen berücksichtigt“48  und frem-
de Kulturkreise respektiert – auch um den
Preis der „Nichteinmischung“ in die inne-
ren Konflikte eines anderen Kulturkreises
und auch um den Preis einer nur lokalen,
nicht universalen Verbreitung westlich de-
finierter Menschenrechte. Vom Stand-
punkt der Friedenserhaltung gesehen sei
die universale Verbreitung westlicher Wert-
vorstellungen nicht wünschenswert, son-
dern mit erheblichen und im Zeitverlauf
zunehmenden Risiken behaftet.
Die Risiken einer universalistischen Poli-
tik des Westens nehmen nach Huntingtons
Überzeugung deshalb zu, weil seine bis-
herige Vorrangstellung aus demografischen
Gründen erodiert und außerdem westliche
Wertvorstellungen eben nur vom Westen
als überzeugend empfunden würden. Mit
der demografischen Schwächung gehe au-
ßerdem eine allmähliche Erosion der wirt-
schaftlichen Basis des Westens einher, die
auch die militärischen Durchsetzungschan-
cen westlicher Wertvorstellungen auf Dau-
er nicht unbeeinflusst lassen werde. Da-
mit schwinden nach Huntingtons Auffas-
sung die realen Grundlagen eines freiheit-
lichen Politikverständnisses:

„Die im Westfälischen Frieden etablierte Tren-
nung von Religion und internationaler Politik, ein
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ureigenes Ergebnis westlicher Kultur, geht zu
Ende ... Die intrakulturelle Auseinandersetzung
um die politischen Ideen aus dem Westen wird
abgelöst von einer interkulturellen Auseinander-
setzung um Kultur und Religion.“49

Die nach Huntington fortschreitende Ero-
sion der realen Grundlagen des univers-
alistischen Liberalismus gehe mit einer
Zunahme von „Bruchlinienkonflikten“ ein-
her, deren geistige Wurzel im unterschied-
lichen ideologischen Gehalt der jeweiligen
Religion der Kulturkreise zu sehen sei und
daher auch nicht auf die gleiche einfache
Weise wie Interessenkonflikte innerhalb
des Westens (etwa Tarifauseinanderset-
zungen oder Streiks) vermieden oder be-
endet werden könnten. Um Huntingtons
Position zuzuspitzen: An runden Tischen
können nur Personen Platz nehmen, die
sich als prinzipiell gleichrangig ansehen.
Wenn aber Nicht-Muslime als nicht gleich-
rangig gelten und Atheisten oder Agnosti-
ker sogar niedriger als Tiere stehen, wird
ein gläubiger Muslim den Runden Tisch
nicht nutzen, sondern zerschlagen – schon
um seine Position im Paradies nicht zu
gefährden. Bruchlinienkonflikte seien al-
lenfalls für eine gewisse Zeit durch eine
vorsichtige Politik der eigenen Stärke und
der Anerkennung des Gegners vermeid-
bar; sie sind und bleiben jedoch eine stän-
dige Gefahr – erst recht, wenn man an die
demografische, wirtschaftliche und mili-
tärische Dynamik der Herausfordererkul-
turen denkt. Daher werde die Machtposi-
tion des „sinischen“ Kulturkreises, insbe-
sondere Chinas, aber auch die des islami-
schen Kulturkreises zunehmen.50  Er re-
sümiert:

„Unter dem Druck der Modernisierung erlebt
globale Politik heute eine Neugestaltung entlang
kultureller Kampflinien. Völker und Länder mit
ähnlicher Kultur rücken zusammen. ... An die

Stelle von Blöcken wie in der Zeit des Kalten
Krieges treten kulturelle Gemeinschaften, und die
Bruchlinien zwischen den Zivilisationen sind heute
die zentralen Konfliktlinien globaler Politik ge-
worden.“51

Der Islam stelle im künftigen „Kampf der
Kulturen“52  insofern ein besonderes Pro-
blem dar, als der Islam und der Westen
ein miteinander unvereinbares Verständ-
nis von staatlicher Ordnung und gleich-
zeitig ein universalistisches Verständnis
von Politik hätten – also der Vorstellung
anhängen würden, dass die jeweils ande-
re Kultur die eigenen Wertvorstellungen
übernehmen solle:

„Die Ursachen für dieses Konfliktmuster liegen
nicht in Übergangserscheinungen wie dem christ-
lichen Eifer des 12. Jahrhunderts oder dem
muslimischen Fundamentalismus des 20. Jahr-
hunderts. Sie entspringen vielmehr der Natur die-
ser beiden Religionen und der auf ihnen basie-
renden Kulturen. ... Beide sind universalistisch
und erheben den Anspruch, der eine wahre Glau-
be zu sein, dem alle Menschen anhängen sollen.
Beides sind missionarische Religionen, die glau-
ben, dass ihre Anhänger die Verpflichtung ha-
ben, Nichtgläubige zu dem einen wahren Glau-
ben zu bekehren. Von Anfang an breitete sich
der Islam durch Eroberung aus, und ebenso das
Christentum, wenn sich eine Gelegenheit bot.“53

Der Machtkonflikt zwischen dem islami-
schen und dem christlichen Kulturkreis
habe nach verbreiteter Auffassung bisher
einem Nullsummenspiel geglichen, in dem
mal der Eine und mal der Andere die Ober-
hand gewinnt, aber nicht beide gleichzei-
tig (etwas) gewinnen können. Dieser poli-
tische Konflikt um Territorium und Res-
sourcen werde noch durch einen kogniti-
ven Konflikt verschärft, der ebenfalls nicht
durch Kompromisse beizulegen sei, die
ja zu ihrer Formulierung bereits gemein-
same Interessen voraussetzten:
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„Es gibt einen zusätzlichen Konflikt ...: den Kon-
flikt zwischen zwei verschiedenen Auffassungen
dessen, was richtig und was falsch ist, und infol-
gedessen, wer recht hat und wer nicht recht
hat.“54

Denn „der Westen“ ist nicht nur die Welt
des Christentums, sondern auch die der
ebenso universalistisch angelegten Wissen-
schaft, deren Geltungsanspruch den ko-
gnitiv begründeten Konflikt um theologi-
sche, philosophische, ethische, morali-
sche und gesellschaftstheoretische Posi-
tionen verschärft, ohne ihn immer lösen
zu können. Dieser intellektuelle Moderni-
sierungsdruck wird nach Huntingtons
Auffassung vom Islam mit moralischen
Argumenten pariert: In muslimischen Au-
gen ist die Säkularisierung des Westens
die Ursache (nicht seines Wohlstandes,
sondern) seiner zunehmenden „Dekadenz
und Immoralität“; im Westen dagegen
wird sie als Voraussetzung des Erkenntnis-
fortschritts begriffen, der wiederum seine
wirtschaftliche und militärische Dominanz
ermöglicht und weiter fördert.

„Zunehmend greifen Muslime den Westen nicht
darum an, weil er sich zu einer unvollkommenen,
irrigen Religion bekennen würde, ... sondern
darum, weil er sich zu überhaupt keiner Religion
bekennt. In muslimischen Augen sind Laizismus,
Irreligiosität und daher Unmoral des Westens
schlimmere Übel als das westliche Christentum,
das sie hervorgebracht hat.“55

Mit anderen Worten: Die Säkularisierung
ist eine Erfolgsbedingung des Westens,
auf die er gerade deshalb nicht verzichten
wird; doch gerade sie ist der entscheiden-
de Stein des Anstoßes für die muslimische
Herausfordererkultur. Und Islamisten
könnten in der Tat in vielen Politikfeldern
des Westens anschauliche Beispiele für
gesellschaftliche Fehlsteuerungen vorwei-
sen und mit einem gewissen Erfolg sug-

gerieren, dass solche Fehlsteuerungen
nicht lediglich einem partiellen und korri-
gierbaren Irrtum, sondern einem substan-
tiellen Konstruktionsfehler der westlichen
Kultur entspringen: Politikversagen im
Westen wird so zum Politikversagen des
Westens.
Wir können den von Huntington progno-
stizierten Konflikt zwischen dem Islam und
dem Westen auch mit Hilfe des soziologi-
schen Begriffs der Modernisierung erläu-
tern. Im Gegensatz zur westlichen Kultur
der Moderne habe der Islam als Kultur
und als Gesellschaftsordnung56  systema-
tische Modernisierungsschwierigkeiten.57

Wenn wir unter Modernisierung verstehen,
dass Gesellschaften übereinkommen, die
Grundsätze der politischen Führung nicht
aus einer bestimmten Religion, sondern
aus den konsensfähigen Interessen der
betroffenen Menschen abzuleiten; wenn
Modernisierung sich durch eine allmähli-
che Diffusion wissenschaftlichen Wissens
in die Gesellschaften charakterisieren lässt,
das sich nicht nur auf naturwissenschaft-
lich-technische Aspekte beschränkt, son-
dern auch sozialwissenschaftlich beglei-
tete Reformen von Institutionen umfasst;
wenn Modernisierung die Einführung
marktwirtschaftlicher Strukturen bedeutet,
die systematisch auf eine Entmachtung
von Akteuren und auf die Souveränität der
Individuen abgestellt sind; wenn Moder-
nisierung schließlich bedeutet, einen de-
mokratischen Rechts- und Verfassungs-
staat mit Gewaltenteilung zu etablieren,
wie er in der europäischen Aufklärung erst-
mals formuliert worden ist58  – wenn all
dies die Substanz des Westens ausmacht,
dann ist nach Huntingtons Überzeugung
ein dauerhafter Konflikt zwischen ihm und
den islamischen Gesellschaften ideolo-
gisch programmiert. Mehr noch: Wir sind
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seit Neuestem Zeitzeuge eines neuen Jahr-
hundertkonflikts, der möglicherweise den
Systemkonflikten des 20. Jahrhunderts in
Nichts nachstehen wird: „Die Ära der mus-
limischen Kriege hat begonnen“ – so Hun-
tingtons Urteil im Jahre 2002.59  Und nichts
spreche dafür, dass die Überlegenheit der
europäischen Kultur, der „Davos-Kultur“
wirtschaftlichen Fortschritts, individueller
Freiheit und politischer Kooperation mehr
ist als eine temporäre provinzielle Einbil-
dung – erst recht, wenn man bedenkt, dass
die Davos-Kultur es schon biologisch
nicht schafft, sich selbst zu reproduzie-
ren.60

Was müssen wir also befürchten? Nun:
Von semantischen und konzeptionellen
Widersprüchen allein kann man nicht um-
standslos auf eine höhere Wahrscheinlich-
keit realer politischer Konflikte schließen
– auch wenn Intellektuelle, die sich ge-
wissermaßen als Fachleute für Ideen ver-
stehen, im Gefolge Hegels gern eine sol-
che unmittelbare Wirksamkeit von Ideen
(oder wenigstens eine prästabilierte Har-
monie zwischen Idee und Wirklichkeit)
unterstellen. Werfen wir also zunächst ei-
nen Blick auf die professionellen Reak-
tionen auf Huntingtons Konfliktprognosen.

IV.  Hat Huntington unrecht?
Zunächst ist festzustellen, dass Hunting-
tons Thesen in der Fachwelt überwiegend
auf Ablehnung gestoßen sind.61  Empiri-
sche Einwände relativieren Huntingtons
Behauptung, dass islamische Gesellschaf-
ten ein größeres Konfliktpotential hätten
als Gesellschaften aus anderen Kulturkrei-
sen. Nach Russett und Mitarbeitern sind
Staaten in unmittelbarer Nachbarschaft is-
lamischer Staaten nicht gefährdeter als in
der Nachbarschaft anderer Staaten: Kon-
fliktfördernde Determinanten liegen, so die

Autoren, eher in den klassischen Konflikt-
variablen wie geografische Nähe, Bündnis-
zugehörigkeit, relative Stärke und Demo-
kratisierungsgrad – ganz unabhängig von
der Zugehörigkeit von Staaten zu be-
stimmten „Kulturkreisen“. Die „blutigen
Grenzen des Islam“ entpuppten sich da-
her bei genauerer Betrachtung als statisti-
sches Artefakt: Islamische Länder hätten
überdurchschnittlich viele Grenzen mit
Ländern, die zu anderen Kulturkreisen
gehören. Schon aus geografischen Grün-
den haben „Staaten, die auf Land anein-
andergrenzen, die größtmögliche Chance
..., in Händel miteinander zu geraten“.62

Ein anderes Beispiel. Von 27 Kriegen des
Jahres 1996 können nur neun als Konflik-
te gelten, die im Sinne Huntingtons ent-
lang kultureller Bruchlinien ausbrachen.
Mehrheitlich waren die Konflikte also sol-
che, die sich innerhalb einer Kultur er-
eigneten. Demnach sind hier ethnische,
politische und wirtschaftliche, aber nicht
kulturelle Variablen ausschlaggebend.
Allerdings könnte Huntington darauf ver-
weisen, dass der Beobachtungszeitraum
von Russett und Mitarbeitern nur bis zum
Jahr 1992 reicht – also im Grunde nur bis
zu dem Zeitpunkt, zu dem sich die Dyna-
mik der von Huntington prognostizierten
neuen Kulturkonflikte nach dem Ende des
Kalten Krieges und nach dem Abzug der
russischen Truppen aus Afghanistan erst
allmählich zu entfalten begann. Und gera-
de die Ereignisse nach 1992 lassen den
Schluss zu, dass die Verbreitung islamis-
tischer Ideologie zunimmt und überdurch-
schnittlich konfliktverschärfend wirkt – so,
wie Huntington es prognostiziert hat.

Theoretische Einwände ergeben sich für
viele Kommentatoren daraus, dass Hun-
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tington die Zivilisationskonflikte offen-
sichtlich nach Maßgabe der sog. realisti-
schen Theorie der internationalen Bezie-
hungen63  modelliert. Nach dieser Theo-
rie agieren Staaten in einem anarchischen
System, in dem sie neben dem Abgren-
zungsdilemma (Staatsgrenzen sind fast
immer umstritten) vor allem dem Sicher-
heitsdilemma unterworfen sind: Um ihr
Überleben zu sichern, rüsten Staaten auf
eine Weise, die andere Staaten als Bedro-
hung ihrer eigenen Sicherheit empfinden.
Indem diese Staaten aber entsprechende
Rüstungsanstrengungen unternehmen, um
diese Bedrohung zu parieren, schaffen sie
eine Situation, die wiederum andere Staa-
ten als Bedrohung empfinden – und so
fort. Um sich in einer solchen Situation
wirksamer zu schützen, gehen Staaten
(wechselnde) Allianzen ein; sie schließen
Beistands- oder Handelsverträge ab oder
arbeiten auf sonstige Weise mit anderen
Staaten friedlich zusammen. Kooperation
allein schaffe jedoch keinen Frieden:64

Kooperationsgewinne lassen nach Auffas-
sung politikwissenschaftlicher Realisten
immer auch neue Machtressourcen ent-
stehen – und damit eine potentielle Grund-
lage militärischer Überlegenheit. Daher
kooperiert man immer nur auf Zeit, da
Kooperationsgewinne ungleich verteilt
werden und die Bedrohungslage sich da-
durch ständig verändert. Nach realisti-
scher Sicht gilt also: „Der Verbündete von
heute ist der Feind von morgen.“65

Aber die anarchische Theorie der interna-
tionalen Beziehungen entspricht – so die
Kritik an Huntington66  – nicht der realen
Welt, die inzwischen zunehmend von in-
ternationalen Institutionen und internatio-
naler Kooperation zu beiderseitigem Vor-
teil geprägt ist. Die Anarchie der interna-
tionalen Beziehungen werde zunehmend

durch Institutionen gebändigt, welche die
Interaktion zwischen Staaten reglementiert
– und zwar gerade über die von Hunting-
ton definierten Grenzen der Kulturen hin-
weg: Die UN oder die WTO, aber auch
zahlreiche zivilgesellschaftliche Institutio-
nen würden von Staaten oder Gruppen
gebildet, die ganz unterschiedlichen Kul-
turkreisen angehören und dennoch den
Wert der Kooperation im atomaren Zeit-
alter der Globalisierung erkannt hätten.
Das internationale System werde daher
durch die entstehenden Kooperationsge-
winne stabilisiert und nicht destabilisiert;
und sogar Staaten, die diesem kooperati-
ven Netzwerk noch nicht angehören, wür-
den die Vorteile der Kooperation über kurz
oder lang erkennen (müssen).
Das Gewicht dieser Kritik wird noch da-
durch verschärft, dass Huntington selbst
dazu aufforderte, „... nach Werten, Insti-
tutionen und Praktiken [zu] suchen ..., die
sie mit Menschen anderer Kulturen ge-
meinsam haben“.67  Genau das können wir
geradezu als das intellektuelle Paradigma
des Westens ansehen: Die Suche nach ge-
meinsamen Interessen und Werten sowie
nach institutionellen Designs, die konfli-
gierende Werte (um mit Leibniz zu spre-
chen) kompossibel machen, ist eine zen-
trale Methode der Konfliktbewältigung.68

Aber wenn nicht Interessen, sondern „...
Kultur das zentrale Merkmal der Identifi-
kation ist, wenn die Menschen sich nur in
Abgrenzung zu anderen finden können
und die Interaktion mit anderen Kulturen
notwendig zu Konflikten zwischen den
Kulturen führt, dann ist eine kulturüber-
greifende Suche nach universellen Wer-
ten unmöglich“.69  Nun gibt es aber inter-
kulturelle Kooperation. Daher seien ge-
meinsame Interessen bestimmender als
kulturelle Unterschiede.
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Auch diese Kritik ist jedoch nicht völlig
überzeugend. Zum einen kritisiert Hunting-
ton selbst die realistische Theorie der in-
ternationalen Beziehungen als unzurei-
chend.70  Er tut dies aber nicht, weil diese
Theorie die Politik im Sinne eines Null-
summen-Paradigmas denkt und zu erklä-
ren versucht, sondern weil erstens Positiv-
summenspiele zunehmend mit Staaten des
gleichen Kulturkreises gespielt werden,
weil es zweitens ausreicht, dass Staaten
in einigen Punkten ihre Interessen nicht
auf die gleiche Weise wie Staaten eines
anderen Kulturkreises begreifen und dem-
gemäß handeln, weil drittens existierende
Handels- und Wirtschaftsbeziehungen
kriegerische Konflikte kaum unwahr-
scheinlicher machen, und weil viertens die
heutigen Staaten „Einbußen an Souverä-
nität, Funktionen und Macht hinnehmen“
müssen. Die Davos-Kultur, so könnte
Huntington seinen Kritikern antworten,
setzt eine funktionierende Staatlichkeit
voraus, deren Bestand keineswegs als
ausgemacht gelten kann – ganz im Ge-
genteil: Die sich in immer mehr Ländern
vollziehende Erosion der Staatlichkeit wird
nach Martin van Creveld71  von vielen
Menschen wahrscheinlich mit einem Ver-
lust an Freiheit, ökonomischer und außer-
ökonomischer Sicherheit sowie vor allem
an politischer Gleichheit bezahlt werden
müssen – eine Entwicklung, die sogar in
eine „Rückkehr zu primitiveren Lebens-
formen“ münden kann. Immerhin hält
Creveld es nicht für undenkbar, dass un-
kontrollierbare religiös motivierte Gewalt
wieder einen Stellenwert einnehmen könnte
wie zur Zeit vor dem Westfälischen Frie-
den von 1648. Ich habe nicht den Ein-
druck, dass sich aus diesem Szenario ein
Argument gegen Huntington ergibt. Wohl
aber ergibt sich daraus ein Argument ge-

gen eine Position, die angesichts des Be-
völkerungswachstums und sich verschär-
fender Verteilungskonflikte unbeirrt von
einer störungsfreien Integration einer
„Weltkultur“ ausgeht. Wie gesagt: Auch
um 1900 konnte man sich nicht vorstel-
len, dass das sich abzeichnende Zeitalter
des Friedens, der wirtschaftlichen Prospe-
rität und der internationalen Kooperation
abrupt zu Ende gehen könnte.

Grundlegende Zweifel an der künftigen
weltpolitischen Stabilität als Voraussetzung
jeder friedlichen Entwicklung gibt es also
auch bei anderen namhaften Autoren. Und
wir sollten zugeben, dass Huntington eine
nach meiner (wachsenden) Überzeugung
außerordentlich wichtige Fragestellung we-
nigstens aufgeworfen hat, nämlich die
Frage nach der politischen Zukunftsfä-
higkeit offener Gesellschaften. Dennoch
sollte man mit Riesebrodt zugestehen,
dass er dieses Problem auf eine wissen-
schaftlich letztlich nicht befriedigende Wei-
se bearbeitet hat.72  Dies gibt Huntington
implizit sogar selbst zu. Unmittelbar vor
der oben zitierten Stelle, in der Huntington
seine Aufgabenstellung umreißt, schreibt
er: „Dieses Buch ist kein sozialwissen-
schaftliches Werk und soll es nicht sein.“73

Genau dies macht aber seinen konzeptio-
nellen Mangel aus: Prophetien sind wohl-
feil; Prognosen lassen sich jedoch nur aus
wissenschaftlichen Theorien ableiten. Die-
se Theorien müssen entwickelt, genau for-
muliert und an Hand angemessen aufbe-
reiteten statistischen Materials geprüft wer-
den – was Huntington in seinem als Leit-
faden für die praktische Politik gedachten
Buch allzu oft unterlässt, unzureichend
leistet oder letztlich für überflüssig hält.
Aber auch schlecht begründete Hypothe-
sen können einen erheblichen Wahrheits-
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gehalt besitzen und im Laufe weiterer For-
schungen an Überzeugungskraft gewin-
nen. Unabhängig davon, wie man die wis-
senschaftliche Substanz des Buches be-
urteilt, hat Huntington uns jedenfalls dazu
gezwungen, über die Zukunftsfähigkeit des
westlichen Politikmodells nachzudenken
und sie nicht im Sinne einer voreiligen
historizistischen Harmonieerwartung für
gegeben zu halten. Für Huntington ist die
islam(ist)ische Herausforderung offener
Gesellschaften ein ernst zu nehmendes
Problem; seine Kritiker hingegen scheinen
sie für eine vorübergehende Episode, für
ein Epihänomen innenpolitischer Rivalitä-
ten oder für ein Ergebnis vorübergehen-
der demografischer Verwerfungen zu hal-
ten – also gewissermaßen für eine puber-
tätsanaloge Erscheinung der reifenden
Weltgesellschaft.74

V. Die offene Gesellschaft und ihre Zu-
kunft
Für einen Kritischen Rationalisten, der
sich mit Popper der Bewahrung und Wei-
terentwicklung offener Gesellschaften ver-
pflichtet weiß, ist die von Huntington auf-
geworfene Frage natürlich von größtem
Interesse. Denn der Kampf um die offene
Gesellschaft ist an keinem bestimmbaren
Punkt der Geschichte zu Ende: Jeder Er-
folg ist nur auf Zeit wirksam, denn Freun-
de der geschlossenen Gesellschaft der
Horde kommen jeden Tag massenweise
zur Welt. Wie jedes komplizierte System
ist auch das System der offenen Gesell-
schaft eine Errungenschaft, deren Fortbe-
stand nicht selbstverständlich ist. Sie hängt
vielmehr von Voraussetzungen ab, die (wie
etwa Bildung und moralische Legitimität)
immer wieder erneuert und in vielen Fäl-
len sogar erst noch geschaffen werden
müssen. Systemtheoretisch gesehen kön-

nen wir offene Gesellschaften als Syste-
me ansehen, die spezifischer Inputs und
möglicherweise auch besonderer Grenz-
ziehungen bedürfen, um ihr Fließgleich-
gewicht bzw. ihre Stabilität zu erhalten.
Offene Gesellschaften können schließlich
viel leichter zerstört als aufgebaut werden;
das sollte uns davor bewahren, mit ihren
Grundlagen politisch und intellektuell
leichtfertig umzugehen. Daher also noch
einmal die Frage: Stellt der Islam(ismus)
eine besondere Herausforderung für die
offenen Gesellschaften des Westens dar?

Auf den ersten Blick sprechen zahlreiche
Gründe dafür, den von Huntington erwar-
teten Konflikt der Kulturen (vor allem den
zwischen der islamischen und der westli-
chen Kultur) für pragmatisch irrelevant zu
halten und daher Entwarnung zu geben:

1. Die internationale Interdependenz
macht alle Staaten voneinander abhän-
gig. Ihre Stabilität und der Wohlstand
ihrer Bevölkerungen hängen maßgeblich
vom Funktionieren internationaler Wa-
ren- und Kapitalströme ab. Eine Stö-
rung dieser Ströme und eine daraus fol-
gende nachhaltige Schwächung der
westlichen Staatengemeinschaft würde
sofort auch auf die islamischen Länder
durchschlagen – Länder, die sich im
ernsthaften Konfliktfall in vielen Fällen
noch nicht einmal selbst ernähren, ge-
schweige denn sich selbst wirksam ver-
teidigen könnten.
2. Die internationale Interdependenz fin-
det ihren Ausdruck in internationalen
Institutionen, die ihrerseits das Ergeb-
nis internationaler Bemühungen um die
rechtliche Regulierung staatlichen und
nicht-staatlichen Verhaltens sind. Die
Legitimität dieser Institutionen ist zwar
nicht selten größer als ihre Effizienz,



  Aufklärung und Kritik, Sonderheft 13/2007110

aber es ist (von sehr wenigen Ausnah-
men abgesehen) bisher nicht erkennbar,
dass die Staaten der verschiedenen Kul-
turkreise diese Institutionen nur als pro-
pagandistisch gemeinte Ablenkung
vom Kampf der Kulturen ansehen.
3. Die Terroranschläge vom 11. Septem-
ber 2001 haben Staaten ganz unterschied-
licher Kulturkreise zusammenrücken las-
sen: Russland und China, ja selbst einige
islamische Länder kooperieren ernsthaft
mit Amerika gegen den Islamismus.
4. Die wirtschaftliche Kraft der OECD-
Länder und vor allem die aus ihr resul-
tierende militärische Stärke lassen isla-
mistische Ambitionen, eine spürbare Ver-
schiebung des internationalen Macht-
gleichgewichts zugunsten der islami-
schen Länder herbeizuführen, als un-
realistisch erscheinen.75 Schon die Wahl
des bevorzugten politischen Instruments,
nämlich des Terrors, zeigt die politische
und militärische Ohnmacht von Län-
dern oder nichtstaatlichen Gruppierun-
gen mit islamistischen Ordnungsgrund-
sätzen.
5. Erfolgreiche Gesellschaften des We-
stens machen zwar nicht immer den
Administrationen, wohl aber den Men-
schen anderer Länder deutlich, welche
Chancen mit einem Verzicht auf eine
religiös begründete Politik und mit ei-
ner Orientierung an Bildung, Individua-
lisierung und Freiheit verbunden sind.
Kaufentscheidungen (wo immer sie
möglich sind) und internationale Migra-
tionsbewegungen (wo immer sie mög-
lich sind) zeigen, wie Menschen mit ih-
rem Portmonee und ihren Füßen ab-
stimmen – wenn sie denn dürfen. Aus
beidem lässt sich nicht gerade auf eine
nachhaltige Attraktivität islamischer
Ordnungen schließen.

6. Und schließlich übersieht das Kon-
zept vom Kampf der Kulturen nach An-
sicht des Optimisten, dass jede Kultur
(also auch die islamische) in sich um
den richtigen Weg ringt und dass sich
innerhalb der islamischen Länder zahl-
reiche modernisierungswillige Opposi-
tionsbewegungen etabliert haben, die im
Interesse der Zukunftsfähigkeit ihrer ei-
genen Gesellschaften auf eine Verände-
rung der islamischen Rechtsverhältnis-
se in Richtung auf eine Verwestlichung
dringen. So gesehen gehe es gar nicht
um die „offene Gesellschaft und ihre
islam(ist)ischen Feinde“, sondern um
den „offenen Islam und seine Feinde“,76

nämlich um den seit 1.000 Jahren wäh-
renden Kampf des islamischen Ratio-
nalismus von Ibn Ruschd gegen seine
fundamentalistische Konkurrenz, der
irgendwann zugunsten des islamischen
Rationalismus entschieden sein werde.

Dies alles, so könnte der Optimist sagen,
rechtfertige die Erwartung, dass sich in
den nächsten 20 oder 30, ja selbst 50 Jah-
ren an der Vorrangstellung des Westens
nichts ändern werde. Und da demokra-
tisch verfasste Gesellschaften in ihren poli-
tischen Entscheidungen ohnehin einen er-
heblich kürzeren Zeithorizont (oft sogar
nur den einer einzigen Wahlperiode) ge-
wöhnt sind, seien weiter gehende Überle-
gungen vom Standpunkt der praktischen
Politik aus gesehen (und daher erst recht
vom Standpunkt Huntingtons aus gese-
hen) überflüssige Spekulationen.

Der Skeptiker könnte den Optimisten je-
doch zunächst daran erinnern, dass es in
offenen Gesellschaften durchaus Politik-
felder gibt, in denen wir sehr weit voraus
denken. In diesen Politikfeldern begrün-
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den wir die Zielangemessenheit unserer
Entscheidungen sowie die Legitimität un-
seres politischen Handelns mit Folgewir-
kungen, die vielleicht erst in 50 bis 100
Jahren spürbar werden – zum Beispiel in
der Klima- oder Sozialpolitik. Ein kritischer
Rationalist, der an der Prosperität offener
Gesellschaften interessiert ist, kann jeden-
falls verlangen, dass den zukünftigen po-
litischen Freiheitschancen mindestens
ebenso viel Aufmerksamkeit gewidmet
wird wie den zukünftigen Höchsttempe-
raturen oder der erwartbaren Rentenhöhe.
Und dies macht die Frage im Grunde un-
abweisbar: Stehen wir vor einer islamisti-
schen Herausforderung, die der totalitä-
ren Herausforderung der offenen Gesell-
schaften im Europa des 20. Jahrhunderts
ebenbürtig ist?

Wer diese Frage im Prinzip bejaht, könn-
te sich auf folgende Argumente berufen.

1. Eine erste Gruppe von Argumenten
können wir unter der Bezeichnung ex-
ternes Politikversagen zusammenfas-
sen. Schließlich waren es europäische
Länder, die bis zur Mitte des vergange-
nen Jahrhunderts eine kolonialistische
Ausbeutung arabischer und anderer is-
lamischer Länder betrieben, die mit den
heute (und damals!) propagierten „Wer-
ten“ wohl kaum in Einklang zu bringen
war. Die kolonialistische Phase wurde
zu allem Überfluss dann auch noch
durch den Kalten Krieg abgelöst, in
dem sich autokratische Regimes der
Dritten Welt der Gunst des Westens
nicht deshalb erfreuten, weil sie Men-
schenrechte und Marktwirtschaft garan-
tierten, sondern weil sie nicht der
Freund des Feindes waren. Diese Sün-
den der Vergangenheit beeinträchtigen
die heutige Attraktivität westlicher Werte

nicht unerheblich und erleichtern die
autokratische Abwehr demokratischer
Modernisierungsbestrebungen.
2. Eine zweite Gruppe von Argumen-
ten können wir unter der Bezeichnung
internes Politikversagen zusammenfas-
sen. Die Ulema, also die theologisch
ausgebildete gesellschaftliche Entschei-
dungselite islamischer Gesellschaften,
hat es (siehe Punkt 1) bisher vermocht,
jeglicher Machtbeschränkung zu wider-
stehen. Islamische Kritiker des Islams,
die auf einer reformatorischen Öffnung
des islamischen Denkens bestehen,
werden ins Exil getrieben, mundtot ge-
macht oder vorsichtshalber sofort er-
schossen77  – mit der Folge, dass die
gewaltsam bewahrte gesellschaftliche
Ordnung nach islam(ist)ischen Grund-
sätzen das Haupthindernis für die gei-
stige und damit ökonomische Prospe-
rität islamischer Länder darstellt.
3. Die zeitweise Attraktivität sozialisti-
scher Ordnungsmodelle im islamischen
Raum hatte den aus der Sicht des We-
stens unerwünschten Nebeneffekt, dass
in islamischen Ländern westliche Irrtü-
mer als Irrtümer des Westens gelten.
Nichts spricht jedoch dafür, dass die
islamischen Massen ihre Sympathie für
den Westen und seine Ideen deshalb
entdecken werden, weil sie derartige
politikwissenschaftliche Subtilitäten
durchschauen lernen. Im Gegenteil: Die
Ulema ist daran interessiert, das Ver-
sagen des arabischen Sozialismus als
Versagen der Westorientierung insge-
samt darzustellen und jede Information
zu unterdrücken, die diesen tragischen
Irrtum aufzuklären versucht. Wichtige
Publikationen, die eine rechtssoziolo-
gische und rechtsphilosophische Er-
neuerung des Islams andeuten, erschei-
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nen daher (siehe Punkt 2) notgedrun-
gen im Ausland.78

4. Politische Unternehmer im orthodo-
xen Islam haben keine Veranlassung, ein
für sie erfolgreiches Modell der Rekru-
tierung von Anhängern aufzugeben.79

Wer ungebildete Massen im Namen
Gottes zur Verteidigung eigener Pfrün-
de mobilisieren kann, wird sein Posi-
tionsgut80  kaum aus abstrakter Einsicht
in die allgemeinen Vorteile des geisti-
gen Pluralismus und der Meinungsfrei-
heit aufgeben und einem bürgerlichen
Beruf in einer arbeitsteiligen Industrie-
gesellschaft nachgehen – und Fliesen-
leger, Anwalt oder Installateur werden.81

5. Kollektiv wünschenswerte institutio-
nelle und arbeitsethische Lernprozesse
werden in vielen islamischen Ländern
dadurch blockiert, dass diese Länder
über den weitaus größten Teil der nach-
gewiesenen Ölvorkommen verfügen.
Wenn wir uns an die Entwicklung Eu-
ropas erinnern und davon ausgehen,
dass dort nicht der Luxus, sondern (ne-
ben kulturellen Faktoren) die Not und
die militärische Konkurrenz die (mit-)
entscheidenden Lehrmeister waren,
dann bilden die durch die Ölvorkom-
men ermöglichten Einnahmen der isla-
mischen Länder (vor allem Saudi-Ara-
biens) eine gewissermaßen natürliche
Barriere gegen gesellschaftliche Lern-
fortschritte. Ölvorkommen werden so
zum Standortnachteil, Petro-Dollars
zum konvertiblen und frei transferier-
baren Lernhemmnis auch für andere
Gesellschaften: Al-Qaida zahlt besser.
6. Die durch die Ölvorkommen erziel-
baren Ressourcen könnten bei einer an-
gemessenen Ordnungspolitik zur Finan-
zierung von Arbeitsplätzen eingesetzt
werden, die für die überproportional

zahlreichen Jugendlichen arabischer
Länder ökonomisch notwendig wären.
Dies ist (siehe Punkt 2) jedoch bei wei-
tem nicht im erforderlichen Ausmaß
geschehen. Daher gleicht nicht nur die
demografische Verteilung der Alters-
gruppen in den islamischen Ländern,
sondern auch ihr sozio-ökonomischer
Status den entsprechenden Werten in
den europäischen Ländern zur Zeit vor
dem Ersten Weltkrieg, die ökonomi-
schen Daten sogar denen in Deutsch-
land um 1930. Ich sehe nicht, dass die-
se Hinweise Huntingtons bei der Beur-
teilung seiner Ansichten bisher ange-
messen gewichtet wurden.
7. Schließlich dürfen wir auch die aus-
schließlich ideologischen Wurzeln des
Konflikts nicht unterbewerten. Michael
Ley hat vor einiger Zeit erneut darauf
hingewiesen (oder genauer: wieder dar-
auf hinweisen müssen), dass der Na-
tionalsozialismus ohne seine religiöse
Komponente nicht wirklich verstanden
werden kann.82  Dies gilt m.E. auch für
den Islamismus. Er ist in den meisten
Ländern eben nicht nur das prinzipiell
akzeptierbare Mittel der Wahl gegen il-
legitime und modernisierungsunfähige
Diktaturen oder Strukturen, sondern zu-
mindest auch eine durchaus eigenstän-
dige und mit westlichen Vorstellungen
unvereinbare Art, das Verhältnis von
Mensch, Welt und Gesellschaft zu den-
ken, zu gestalten und für alle (!) ver-
bindlich zu machen. Zwar neigt man als
Intellektueller und erst recht als Philo-
soph dazu, den Einfluss von Ideen
überzubewerten. Aber es ist durchaus
eine Überlegung wert, ob wir uns nicht
inzwischen zu unserem Schaden daran
gewöhnt haben, den Einfluss von Ide-
en unterzubewerten. Ideologien, so
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schon eine Einsicht Bertrand Rus-
sells,83 eignen sich vorzüglich zur Grup-
penbildung und damit zur Abgrenzung,
zur Mobilisierung – und zum Krieg.

„Noch heute erinnern sich Gefolgsleute gerne an
den Winter 1985, als sich Osama bin Laden in
einem Flüchtlingslager nahe dem pakistanischen
Peschawar als Herr eines »heiligen Krieges« ze-
lebrierte. In einem Ziegelgemäuer kauerten bär-
tige Gestalten in zerlumpten Kleidern und löchri-
gem Schuhwerk auf dem Lehmboden. Araber
aus Saudi-Arabien, Jordanien, Marokko. Sol-
che aus Algerien und Palästina. Muslime aus In-
donesien, Pakistan und Indien. Der Mann, der
vor ihnen unter der grünen Fahne des Propheten
stand, geiferte nicht, er dozierte. Ruhig und sehr
überlegt hat er eine Stunde lang seinen Zuhörern
den Zustand der muslimischen Welt aufgezeich-
net. Die Menschen lauschten gebannt der hage-
ren Gestalt, die mit sanftmütiger Stimme, leise
und konzentriert über die eine, die Heilige Stadt
sprach, die ausgerechnet in den Händen der Ju-
den sei. Al Quds – Jerusalem. Und als Osama
bin Laden sie schließlich zum Dschihad auffor-
derte, zur Selbstläuterung, und den Anstrengun-
gen, die sie auf ihrem Weg zu dem einen Islam zu
unternehmen hätten, schallte ihm ein durchdrin-
gendes Allahu akbar entgegen – »Gott ist
groß«.“84

Vor diesem Hintergrund, so würde Hun-
tington vielleicht sagen, ist die in manchen
Regionen zu beobachtende Auflösung
funktionierender Staatlichkeit ein beunru-
higendes Phänomen. Noch beunruhigen-
der ist in dieser Perspektive die in einem
Zeitalter technologischer Innovationen zu
beobachtende Proliferation von Massen-
vernichtungswaffen. Das Gleiche gilt für
die von ausgewiesenen Islam-Kennern zu
hörende Erwartung, dass sich Muslime in
Westeuropa nicht auf die gleiche Weise
wie Polen oder Hugenotten integrieren
werden und dass „die rigide Trennung von
Religion und Politik, die am Ende nur
noch das ‚C’ oder das ‚I’ im Kürzel einer

Partei übriglässt“,85  zumindest in der is-
lamischen Welt nicht zu erwarten sei.86

Denn Islamisten kämpfen für alles Mögli-
che – nur eben nicht für Freiheit, Gleich-
heit und Brüderlichkeit aller Menschen.
Und die islamischen Eliten in arabischen
und außerarabischen Ländern setzen sich
für alles Mögliche ein – nur eben nicht für
Freiheit, Toleranz und wirtschaftliche Pro-
sperität aller Menschen. Kurz: Solange es
keine konzeptionellen Änderungen der is-
lamischen Theologie gibt, die nicht nur auf
in Oxford bedrucktem Papier stehen, son-
dern auch in den entsprechenden Ländern
sozial wirksam geworden sind, wird es
keine islamischen Demokratien geben.87

Und solange es keine islamischen Demo-
kratien gibt, werden wir von den islami-
schen Ländern keinen demokratischen
Frieden erwarten können – sondern allen-
falls einen Frieden durch Abschreckung,
aus Zufall oder Machtasymmetrie. Und
solange wir keinen demokratischen Frie-
den erwarten können, wird der kulturelle
Konflikt zwischen dem real existierenden
Islam und dem Westen weitergehen. Und
bis auf weiteres gilt sogar: Selbst wenn
wir islamische Demokratien hätten, könn-
ten wir angesichts des niedrigen Bildungs-
niveaus, des niedrigen Durchschnittsalters
der Bevölkerungen und des niedrigen
Bruttoinlandsprodukts islamischer Länder
keinen demokratischen Frieden erwarten:
Weimar ist dort überall.

VI.  Fazit: Kulturkampf oder Kampf
der Kulturen
Auch wenn wir zusammenfassend fest-
stellen können, dass Huntingtons Konzept
des „Kampfs der Kulturen“ die Gefahren
für die offenen Gesellschaften für die ab-
sehbare Zukunft wohl überschätzt und die
Kooperationswilligkeit der weitaus meisten
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Menschen auch anderer Kulturkreise un-
terschätzt; auch wenn zugegeben werden
sollte, dass Huntingtons Arbeiten in eini-
gen Bereichen hinter den erreichten Stand
der Politikwissenschaft und der politi-
schen Philosophie zurückfallen; auch
wenn er die Konflikte innerhalb der Kul-
turen sowohl in ihrer historischen als auch
ihrer theoretischen Bedeutung unterschätzt
– zwei Dinge können wir von Huntington
lernen.
Erstens ist es für die Zukunft der offenen
Gesellschaften unerlässlich, inhaltlich breit
angelegte Zukunftsstudien zu unterneh-
men. Strategisches Denken, also eine wis-
senschaftlich fundierte Zukunftsforschung
auf der Basis langfristiger Trendanalysen,
sollte nicht das Privileg von Klimafor-
schern und Krötenzählern bleiben. Erst
eine solche strategisch inspirierte For-
schung kann die Grenze zwischen begrün-
deten und unbegründeten Sorgen verläss-
lich ziehen.
Zweitens ist der Rat Huntingtons beden-
kenswert, systematischer als bisher kultur-
übergreifend nach gemeinsamen Interes-
sen und Werten Ausschau zu halten. Na-
türlich gibt es diese Interessen, wie jeder
weiß, der je mit Menschen anderer Kultu-
ren zu tun hatte. Fast alle Menschen sind
daran interessiert, im Sinne der amerika-
nischen Philosophin Martha Nussbaum88

ein gelungenes Leben zu führen: Man
möchte in seiner physischen und geisti-
gen Existenz von anderen Menschen ak-
zeptiert werden, die lebensnotwendigen
Güter (und möglichst noch mehr) erwer-
ben und sein Wissen und seine Werte an
seine Kinder weitergeben dürfen. Und wir
können die Aufgabe eines zeitgemäßen
Humanismus genau darin sehen, die intel-
lektuellen und institutionellen Vorausset-
zungen für ein solches gelungenes Leben

für alle zu schaffen – denn ein menschen-
würdiges Leben ist uns nicht gegeben,
sondern aufgegeben. Aber wir können die-
ses Ziel nur dann realisieren, wenn wir
weltweit nicht nur wirtschaftliche, sondern
auch religiöse Monopole beschränken und
damit die aus ihnen folgende Intoleranz
und Unterentwicklung bekämpfen. Und
das bedeutet: Ein nachholender Kultur-
kampf im und mit dem Islam ist unerläss-
lich.
Im europäischen Raum hat im 19. Jahr-
hundert beispielsweise Deutschland einen
entsprechenden  Kulturkampf ausgefoch-
ten – mit dem Ergebnis, dass der Einfluss
der katholischen Kirche auf die Politik
entscheidend zurückgedrängt wurde.89

Anlass des Kulturkampfes war das Erste
Vatikanische Konzil von 1870/71, in dem
das Unfehlbarkeitsdogma des Papstes
verkündet wurde – und zwar mit dem glei-
chen politischen Anspruch, wie er heute
von vielen islam(ist)ischen Gelehrten er-
hoben wird. Die katholische Kirche hat
diesen Kulturkampf verloren – u.a. mit dem
Ergebnis, dass die Verwaltung von Fa-
milienstandsdaten aus der Verantwortung
der Kirche genommen und fortan in
„Standesämtern“ staatlich geregelt wur-
de; dass dadurch Hochzeiten und Schei-
dungen zumindest auch staatliche Veran-
staltungen wurden und Heiratsregeln nicht
mehr religiös dominiert waren, sondern
auch ohne religiöse Sanktionierung zivil-
rechtlich rechtswirksam wurden; und dass
den Kirchen die Kontrolle über die Schu-
len entzogen wurde. Am wichtigsten je-
doch: Im Gesetz über den Kanzelmiss-
brauch von 1872 wurde den Priestern und
Pastoren verboten, Negatives über be-
stimmte staatliche Anordnungen zu pre-
digen. Der politisierende (und dabei
dilettierende) Priester ist seitdem aus der
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politischen Kultur Europas nach und nach
verschwunden. Aber der politisierende
(und dabei dilettierende) Mullah ist aus der
politischen Kultur islamischer Länder noch
nicht wegzudenken – mit allen Folgeko-
sten, die zu erwarten sind.
Es kann m.E. wenig Zweifel daran geben,
dass die christliche Theologie für die
demokratietheoretisch so wichtige Tren-
nung von Kirche und Staat entscheiden-
de Anknüpfungspunkte bot: Christen wa-
ren von Anfang an aufgefordert, zu ge-
ben, was des Kaisers ist, und das Reich
Christi als nicht von dieser Welt zu den-
ken. Anknüpfungspunkte für eine ver-
gleichbare Trennung von Religion und
Staat im Islam können wir dem Koran und
der islamischen Tradition jedoch nicht
entnehmen.
Eine grundlegende Modernisierung islami-
scher Länder ist jedenfalls nicht ohne ei-
nen nachholenden Kulturkampf erreichbar,
der auf eine Trennung von religiösen und
staatlichen Institutionen zielt. Entsprechen-
de rechts-, wirtschafts-, familien- und er-
ziehungspolitische Neuerungen sowie die
dafür erforderliche Domestizierung der
Ulema sind dabei keine westlichen An-
maßungen, sondern innerislamische For-
derungen: Sie werden gerade auch von
aufgeklärten Angehörigen des islamischen
Kulturkreises erhoben, die eine gesell-
schaftliche, technologische, moralische
und wirtschaftliche Rückständigkeit ihrer
Länder nicht nur feststellen, sondern auch
mit Aussicht auf Erfolg, also mit zielan-
gemessenen Mitteln, überwinden wollen:

„Wenn wir verhindern wollen, dass wir weiter-
hin im Stillstand unserer eigenen Kultur verhar-
ren, müssen wir der Macht der orthodoxen Is-
lam-Gelehrten entgegentreten. Die Ulema ... muss
auf das beanspruchte Monopol verzichten. Wo
steht geschrieben, dass nur diese kleine Gruppe

selbsternannter Experten die Heilige Schrift der
Muslime interpretieren darf? Nirgendwo. Seit
Jahrhunderten halten die orthodoxen Gelehrten
an sozialen und politischen Vorstellungen fest, die
ihren Ursprung in einer archaischen Gesellschaft
von Händlern und halbsesshaften Nomaden ha-
ben. Deshalb ist eine offene Auslegung des Ko-
ran überfällig. ... Ich weiß, wie schwer es sein
wird, das Monopol der Orthodoxie zu brechen.
Es erfordert ein völliges Umdenken hin zu mehr
Verantwortung und Entscheidungsfreiheit des Ein-
zelnen. Ich als gläubiger Muslim muss selbst
ein unabhängiges Urteil darüber abgeben
können, was Gott erlaubt und was er verbie-
tet.“90

Die Haltung, wie sie im letzten zitierten
Satz zum Ausdruck kommt, ist die Hal-
tung der europäischen Reformation. Auch
in ihr ging es dem theologischen Laien
darum, gegen das Monopol der katholi-
schen Orthodoxie zu „protestieren“ und
die Verantwortung des Einzelnen vor Gott
zu stärken. In dieser Haltung liegt eine in
ihrer ideengeschichtlichen und damit po-
litischen Bedeutung kaum zu überschät-
zende religiöse Voraussetzung für den
westlichen Sonderweg und den westlichen
Individualismus. Westliche Islam-Exper-
ten weisen daher immer wieder und mit
Recht darauf hin, dass der Islam ohne eine
vergleichbare Reformation mit der moder-
nen Welt nicht intellektuell kompatibel wer-
den kann. Mehr noch: Der Entwicklungs-
rückstand der islamischen Länder ist ins-
gesamt ein Symptom für das intellektuelle
Versagen der islamischen Intelligenz. So
jedenfalls urteilt der in Frankreich wirken-
de Islam-Gelehrte Mohammed Arkoun:

„Die islamischen Denker beteiligten sich in kei-
ner Weise an der Schaffung der Moderne. Sie
verweigerten sich hartnäckig den Ideen der Auf-
klärung, und über Jahrhunderte, bis zur Abschaf-
fung des osmanischen Sultanats 1923 durch
Kemal Atatürk, ignorierten sie alle wissenschaft-
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lichen und intellektuellen Ereignisse in Europa.
Daraus resultiert die noch heute andauernde
Schwäche islamischen Denkens, das damit auch
leicht manipulierbar ist.“91

Wenn wir annehmen, dass Menschen ideen-
gesteuerte Akteure sind und soziales Han-
deln nicht ohne Rekurs auf handlungs-
steuernde Ideen verstanden werden kann,92

dann können wir aus der Persistenz eines
mittelalterlichen Weltbildes im islamischen
Kulturraum auf absehbare Zeit leider kei-
ne ermutigende Prognose für die künftige
weltpolitische Entwicklung ableiten. So
weit ich sehe, beantworten Islam-Exper-
ten nämlich niemals die Frage, ob eine
solche Reformation und eine entsprechen-
de politisch erforderliche Umwälzung
des Denkens nicht nur „erforderlich“, son-
dern auch zu erwarten ist,93  und sie fra-
gen auch nicht, ob wir uns dann auch auf
entsprechende Folgen einstellen müssen
– nämlich auf die Religionskriege, wie sie
Europa (mindestens) bis zum Ende des
Dreißigjährigen Krieges erschütterten; und
sie beantworten auch nicht die weiter ge-
hende Frage, ob und wie solche Ausein-
andersetzungen auch andere Kulturkreise
betreffen werden.
Huntington gebührt jedenfalls das Ver-
dienst, auf die realen Gefahren hingewie-
sen zu haben, die für die offenen Gesell-
schaften vom Islam und vom Islamismus
ausgehen. Zwar fristet der heutige Isla-
mismus trotz aller massenmedialen Auf-
merksamkeit eine Randexistenz, und er ist
für den islamischen Kulturkreis wohl ge-
nau so wenig charakteristisch, wie es der
Nationalsozialismus für den christlich und
humanistisch geprägten westlichen Kultur-
kreis war. Aber inzwischen wissen wir,
welche Opfer es gekostet hat, dass das
auch so blieb.94
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